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Thema der Woche: 

Klima schützen – Wirtschaft stärken! 
Ergebnisse des Europäischen Rates und des Treffens bei der Bundeskanzlerin 

 
Die letzte Sitzungswoche des Deutschen Bun-
destages im Jahr 2008 war geprägt von den 
Beratungen des Europäischen Rates vom 11. 
bis 12. Dezember 2008, der letzten Tagung 
des Gremiums unter französischer Präsident-
schaft. Im Mittelpunkt des Treffens des Staats- 
und Regierungschefs stand das Energie- und 
Klimapaket, das einstimmig verabschiedet 
wurde. Es setzt die unter deutscher Präsident-
schaft vereinbarte Klimapolitik der Europäi-
schen Union um. Europa hält damit an seinen 
ambitionierten Klimazielen fest und wird seiner 
Vorreiterrolle gerecht. Kein anderes Land oder 
Region hat bislang Vergleichbares beschlos-
sen oder in die Wege geleitet. Der Europäi-
sche Rat hat die Einhaltung seiner Klimaziele 
nachdrücklich bekräftigt, strebt sogar eine Re-
duzierung um 30 Prozent an (nach 2012), 
wenn auch andere Industrienationen sich an-
schließen. Im Hinblick auf den Emissionshan-
del hat der Rat beschlossen, mit der Versteige-
rung der Zertifikate 2013 zu beginnen. Im Be-
reich der Energiewirtschaft gilt grundsätzlich 
100 Prozent Auktionierung der Zertifikate ab 
2013. Für Polen, Tschechien, Rumänien, Bul-
garien, Litauen, Lettland, Estland, Zypern und 
Malta wurde eine „Phasing-in“-Auktionierung 
(von 30 auf 100 Prozent) im Zeitraum 2013 bis 
2020 vereinbart. Alle EU-Mitgliedsstaaten kön-
nen einen Zuschuss bis zu 15 Prozent für In-
vestitionen in hocheffiziente Kraftwerke im 
Zeitraum 2013 bis 2016 geben. Für Industrie-
branchen mit dem Risiko der Verlagerung der 
Produktion ins Ausland (Carbon Leakage) gibt 
es eine vollständig kostenlose Zuteilung der 
Zertifikate, um die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen nicht zu gefährden. 
Die Liste der betroffenen Branchen wird nach 
einer Diskussion im Europäischen Rat bis En-
de 2009 festgelegt. Für die übrigen Branchen 
gilt ein „Phasing-in“ der Auktionierung von 30 
Prozent auf 70 Prozent in 2020 mit dem Ziel 

einer 100-prozentigen Versteigerung im Jahr 
2027. Für die Mitgliedstaaten gibt es die Mög-
lichkeit, den durch den Emissionshandel verur-
sachten Strompreisanstieg zu kompensieren. 
Ein Solidaritätsfonds speziell für die neuen 
Mitgliedstaaten soll ihnen den Übergang zu 
einer sauberen Energieproduktion erleichtern. 
Das Geld aus der Versteigerung der Zertifikate 
bekommen die Mitgliedstaaten. 

Ein weiteres Thema, dass uns in dieser Sit-
zungswoche beschäftigte war die unter Leitung 
von Bundeskanzlerin Angela Merkel einberu-
fenen Runde hochrangiger Vertreter von Bun-
desregierung, Arbeitgebern und Gewerkschaf-
ten sowie führender Wirtschaftswissenschaft-
ler, die am vergangenen Sonntag die Auswir-
kungen der Wirtschaftskrise auf unser Land 
erörterte. Dabei ging es vor allem um einen 
gemeinsamen Weg aus der Krise. Klar gewor-
den ist: Wir müssen ruhig und besonnen auf 
die Krise reagieren. Erforderlich ist jetzt eine 
sorgfältige Analyse der Lage und der weiteren 
Handlungsoptionen. Zunächst muss das be-
reits verabschiedete Investitionsprogramm sei-
ne Wirkung entfalten. Ob darüber hinaus wei-
tere Maßnahmen notwendig sind, werden wir 
sorgfältig prüfen. Auch im Interesse der nach-
folgenden Generationen dürfen wir das Geld 
der Steuerzahler nicht für kurzfristige konjunk-
turpolitische Strohfeuer verausgaben, sondern 
müssen uns auf wirksame, nachhaltige und 
zielgenaue Instrumente konzentrieren. 

Deshalb werden wir insbesondere auf solche 
Maßnahmen setzen, die keine dauerhafte Be-
lastung für den Bundeshaushalt mit sich brin-
gen. Zweitens werden wir zusätzlich Maßnah-
men prüfen, die in einem längerfristigen Sinn in 
jedem Fall erforderlich sind. Dazu gehören vor 
allem verstärkte öffentliche Investitionen im 
kommunalen Bereich und – wichtig für unseren 
Wahlkreis – in die Verkehrsinfrastruktur. 
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Wiedereinführung der Pendlerpauschale 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner 
Entscheidung zur Pendlerpauschale Rechts-
klarheit geschaffen: Die alte Pendlerpauschale 
gilt ab dem ersten Kilometer. Die Bundesregie-
rung hat sich verpflichtet, das Urteil umzuset-
zen, ohne die Bürgerinnen und Bürger an an-
derer Stelle zu belasten. Darin unterstützen wir 
sie. Wir hoffen, dass die Finanzämter nun 
schnell handeln, damit die Steuerrückerstat-
tung so bald wie möglich auf dem Konto der 
Bürgerinnen und Bürger landet.  
 
Bessere Beratung für Mütter  
Jedes Jahr werden über 2.000 Abtreibungen 
nach der 13. Schwangerschaftswoche vorge-
nommen. Grund dafür ist das Vorliegen einer 
medizinischen Indikation: Nur wenn nach ärzt-
licher Erkenntnis eine Gefahr für Leib und Le-
ben der Schwangeren besteht oder mit 
schwerwiegenden psychischen oder physi-
schen Belastungen zu rechnen ist. Gerade die 
Diagnose einer vorliegenden Behinderung ih-
res Kindes stürzt viele Frauen in eine schwere 
Krise. In dieser ist es wichtig, dass sie eine 
umfassende Beratung und ausreichende Be-
denkzeit erhalten.  
 
Die Praxis zeigt, dass dabei erheblicher Ver-
besserungsbedarf besteht. Die Union hat im-
mer schon deutlich gemacht, dass die aktuell 
gültige Regelung unzureichend ist und hat be-
reits in den Koalitionsverhandlungen auf eine 
Neuregelung gedrängt. Aus diesem Grund ist 
in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Grup-
penantrag entstanden, den wir in erster Le-
sung in dieser Woche beraten haben. Vorge-
sehen ist eine Verpflichtung des Arztes zur 
Beratung der Schwangeren über medizinische 
und psychosoziale Aspekte, wenn eine Behin-
derung beim Ungeborenen festgestellt wird 
und über die möglichen physischen und psy-
chischen Folgen und die Abbruchmethode, 
wenn ein Schwangerschaftsabbruch erwogen 
wird. Vorgesehen ist zudem eine ärztliche 
Hinweispflicht auf psychosoziale Beratungsan-
gebote, die Pflicht zur Aushändigung von Auf-
klärungsbroschüren der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung sowie eine Doku-
mentationspflicht. Zwischen Beratung und 
schriftlicher Feststellung der Indikation ist eine 
dreitägige Mindestbedenkzeit vorgesehen.  
 

Piraten bekämpfen – Welthandel sichern  
In den letzten Monaten hat die Zahl der Pira-
tenüberfälle im Golf von Aden dramatisch zu-
genommen. Die Sicherheit eines der wichtigs-
ten Lebensadern des weltweiten Handels ist 
damit nicht mehr gewährleistet. Deutschland 
hat an der Sicherung dieser Handelsroute ein 
besonders großes Interesse: Nicht nur ein 
großer Teil unserer Ausfuhren nach Asien 
werden darüber transportiert, sondern auch 
wichtige Rohstoffe, die wir importieren und die 
auf dem Seeweg zu uns gelangen. Wie die 
jüngsten Vorfälle zeigen, wird Piraterie am 
Horn von Afrika zunehmend zum Problem für 
die zivile Seefahrt in der Region. Daher haben 
wir in dieser Woche dem Antrag der Bundes-
regierung zur Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der EU-geführten Opera-
tion „ATALANTA“ (EU NAVFOR) zugestimmt. 
Die Operation ATALANTA soll vor der Küste 
Somalias operierende Piraten abschrecken 
und bekämpfen. Ziel ist es, zum einen die 
durch Piratenüberfälle gefährdete humanitäre 
Hilfe für die Not leidende somalische Bevölke-
rung sicher zu stellen. Zum anderen soll die 
Operation den zivilen Schiffsverkehr auf den 
dortigen Handelswegen sichern, Geiselnah-
men und Lösegelderpressungen unterbinden 
und das Völkerrecht durchsetzen. Vorgesehen 
ist eine deutsche Beteiligung bis Dezember 
2009 mit einer Fregatte und einer maximalen 
Obergrenze von 1.400 Soldatinnen und Solda-
ten. Im Falle von piraterieverdächtigen Zwi-
schenfällen sollen bei Bedarf und Verfügung 
auch deutsche Kräfte aus der Operation Endu-
ring Freedom (OEF) im Rahmen der Ober-
grenze herangezogen werden können. 
 
Zitat 
„Der Westen ist jetzt verstärkt am Zuge.“ 
(Bundeskanzlerin Angela Merkel im Magazin 
„Cicero“ vom 17.12. über die Wirtschaftsförde-
rung des Westens) 
 

 
Allen Leserinnen und Lesern 
ein besinnliches und friedvol-
les Weihnachtsfest, viel Glück, 
Erfolg und Gottes Segen für das 
Jahr 2009! 

Ihr Norbert Barthle 
 

 


